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ch schreibe Ihnen, um im Licht des aktu-
llen Prozesses um Josef F. auf eine sprach-
che Besonderheit hinzuweisen, die sich
urch Ihre Berichterstattung dieses Falles
ieht.

Der Begriff „Inzest“ bezeichnet wertfrei
nd neutral den Geschlechtsakt zwischen
lutsverwandten. Es ist auffällig, dass die
utoren und Autorinnen Ihres Mediums
en Begriff in den meisten Fällen mit einer
onnotation sexuellen Missbrauchs ver-
enden, obwohl diese semantisch nicht

egeben ist. Es mutet wenig professionell
n, wenn automatisch davon ausgegangen
ird, dass inzestuöse Praktiken auf nicht-

reiwilliger Basis passieren. Ich bin über-
eugt, dass Ihre Autorinnen und Autoren

stande sind, genau zu unterscheiden, ob
s sich in gegebenen Inzestfällen gleichzei-
ig um Missbrauch handelt.

Einen Fall wie jenen von Amstetten bei-
pielsweise als „Inzestfall“ zu propagieren,
alte ich außerdem für beirrend, da ganz
enerell das Unfassbare an diesem Fall die
atsache ist, dass ein Mensch überhaupt
azu fähig ist, einem anderen Menschen
erartige Dinge anzutun. Dass ein nahes
erwandtschaftsverhältnis zwischen Täter
nd Opfer besteht, verstärkt zwar diese
nfassbarkeit, ist jedoch nicht unbekannt

Kontext von Missbrauch. Studien haben
iederholt gezeigt, dass die Täter und Tä-

erinnen in Missbrauchsfällen zu einem
roßteil Familienmitglieder ihrer Opfer

ind. Insofern sollte der sprachliche Fokus
ei einer Berichterstattung wie der um Jo-
ef F. weniger auf „Inzest“, sondern viel-

ehr auf „Missbrauch“ liegen, da Letzteres
as mit Abstand schwerwiegendere Verge-
en darstellt.

Es liegt mir selbstverständlich fern, Miss-
rauchsfälle zu bagatellisieren. Ebenso er-
enne ich das Stigma, mit dem das Thema
nzest behaftet ist, an. Allerdings meine
h, dass besonders bei Bereichen, die der-

rt tabuisiert und stigmatisiert sind, beson-
ere Rücksichtnahme auf akkurate Infor-
ationswiedergabe gelegt werden sollte.

Laura Mercedes Pöll
7423 Pinkafeld
olitik in Bezug auf Bosnien genutzt wer-
en. Das derzeitige Dilemma ist schnell
uf den Punkt gebracht: Die Position des
HR ist zunehmend schwächer geworden,
ie Bonn-Vollmachten haben sich realpoli-

isch überlebt; gleichzeitig ist die Sogwir-
ung der EU zu schwach geblieben.

Bereits bei der nächsten Sitzung des Frie-
ensimplementierungsrates, am 25. März
009, sollten die EU und die USA in einer

ransatlantisch akkordierten Aktion ihr gan-
es politisches Gewicht einsetzen, um die
risenspirale in Bosnien zu stoppen. All jene
ationalistischen Politiker, die den Reform-
rozess blockieren, müssen deutlich vor wei-

eren Blockaden gewarnt und, wenn nötig,
nter Einsatz der „Bonn Powers“ sanktio-
iert werden. Eine Teilung Bosniens als poli-

ische Option muss ausgeschlossen werden.
Bis Ende 2009 sollte eine Struktur doppel-

er Benchmarks mit klaren zeitlichen Vorga-
en festgelegt werden, an denen die Re-

ormbereitschaft der lokalen Politiker, aber
uch Konsistenz und Vorgehen der interna-
ionalen Gemeinschaft gemessen werden.

Eine neue Strategie für Bosnien
m Mittelpunkt dieser Politik muss die Ver-
assungsreform stehen. Es ist offensichtlich,
ass ein Staat mit 160 Ministern und einer
berbordenden und kaum funktionsfähi-
en Verwaltung nicht überlebensfähig ist.
as Prinzip der funktionsfähigen Verwal-

ung und das Subsidiaritätsprinzip müssten
ragende Säulen neuer Verfassung sein, die
uch mit der (Wieder-)Belebung des EU-In-
egrationsprozesses gekoppelt werden soll-
e. Nur ein funktionsfähiger bosnischer
quergeschr ieben

Die Zeit des Sch

Warum die Weltwirtschaftskrise wohl
erst in etwa zwei Jahren mit voller
Wucht losbrechen wird.

Der Schriftsteller Jonathan Franzen
(„Die Korrekturen“) vergleicht unsere
Befindlichkeit angesichts der Welt-

wirtschaftskrise in einem „Zeit“-Interview
mit „. . . einem Comic-Helden, der über die
Klippe gestoßen wurde, aber noch nicht
aufgeprallt ist“. Für die Mehrheit der Men-
schen ist die Krise noch immer ein Me-
dienphänomen; sie befinden sich noch im
freien Fall und verspüren daher auch kei-
nerlei Schmerz. Wenn der private Konsum
derzeit noch einigermaßen intakt ist, so
dürfte das nicht zuletzt daran liegen.

Zu befürchten ist freilich: Massenhaft und
schmerzhaft auf dem Boden der Wirklich-
keit aufprallen werden sehr viele Arbeitneh-
mer Ende 2010. Dann wird nämlich jene
Welle von Kurzarbeit, die sich gerade bildet,
mit hoher Wahrscheinlichkeit – nach maxi-
mal 18 zulässigen Monaten – in Arbeitslo-
sigkeit auslaufen. Ein Indiz, dass die Kon-
junktur dann wieder so kräftig sein wird,
dass entsprechend viele Jobs geschaffen

taat mit schlanker und transparenter Ver-
altung und einem konsolidierten Budget

ann auch Mitglied der EU werden.
Das OHR muss sich bis Ende 2009 neben

er Verfassungsreform vor allem darauf
onzentrieren, die Voraussetzungen für
inen effizienten Übergang zum EUSR zu
chaffen. Ab Anfang 2010 sollte dann ein
estärkter und von den USA unterstützter
USR den Abschied vom Protektorat zu
inem europäischen Bosnien gestalten.
Das alleinige Versprechen der EU-Inte-
gration in einer langfristigen und vagen
Perspektive als „Pull-Faktor“ reicht nicht
mehr aus. Es bedarf dringend einer neuarti-
gen Partnerschaft zwischen EU und Bos-
nien. Im Rahmen einer solchen Partner-
schaft müsste die EU ihre Bereitschaft zur
Integration Bosnien bekräftigen und mit
konkreten Anreizen verbinden. Die konkre-
ten Reformschritte beziehungsweise „Haus-
aufgaben“ der lokalen Politiker müssten
partnerschaftlich definiert und umgesetzt,
ihre Einhaltung in regelmäßigen Abschnit-
ten evaluiert sowie bei Obstruktionen von
einem starken EUSR sanktioniert werden.

Die Anreize der EU könnten auch in
einem Paket für eine „Junior-Mitglied-
schaft“ Bosniens in der EU zusammenge-
fasst werden. Dieses sollte – bei entspre-
chendem Reformwillen der lokalen Akteu-
re – die rasche Aufhebung der Visum-
pflicht, die Mitgliedschaft in der Eurozone
sowie die Möglichkeit einer erleichterten
Teilnahme an den Strukturfonds der EU
beinhalten. Außerdem sollte ein solches
Paket seitens der EU – in Kooperation mit
den USA und Weltfinanzinstitutionen –
Mittel zur Verbesserung der Infrastruktur
merzes kommt n

werden, ist nicht in Sicht. So vernünftig die
Entscheidung der Regierung war, eine groß-
zügige Regelung für Kurzarbeit zu schaffen,
so sehr verschiebt sie damit natürlich das
Problem bloß ein wenig in die Zukunft.

Dazu kommt, dass die Staatskassen zu
diesem Zeitpunkt leer sein werden wie sel-
ten zuvor. Gilt der ökonomische Erfah-
rungswert, dass sich das Defizit in einer sol-
chen Rezession üblicherweise verdoppelt,
droht ein Abgang in der Gegend von sechs
Prozent der Wirtschaftsleistung des Landes.

Weil das aber völlig untragbar ist, wird der
Staat tun müssen, was in einer Depression
nicht unproblematisch ist: bei den Ausga-
ben bremsen, dass es nur so raucht, die
Steuern massiv erhöhen – und so die Kon-
junktur weiter empfindlich abkühlen.

Kommt es ganz dick – was nicht sein
muss, aber kann –, könnte in zwei Jahren
auch die Inflation so hoch sein, dass die No-
tenbanken darauf mit hohen Zinsen reagie-
ren müssen: Dann können wir einen allfälli-
gen Aufschwung endgültig vergessen.

Zu jener „schweren sozialen Krise“, vor
der Luxemburgs Ministerpräsident Juncker
dieser Tage warnte, muss es freilich selbst in
diesem „worst case“ nicht kommen.

und Schaffung von Arbeitsplätzen enthal-
ten. Selbstverständlich muss auch in
einem solchen Rahmen strikt auf die Ein-
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haltung der europäischen Bedingungen
geachtet werden, deren Erfüllung den Weg
zu einer Vollmitgliedschaft eröffnen soll.

In einer der ersten Reaktionen auf Be-
stellung zum neuen OHR-Chef sprach Inz-
ko von einem „wundersamen Land“ und
„einem Land wunderbarer Menschen“.
Leider haben Krieg und jahrelang poten-
ziertes nationalistisches Spiel der lokalen
Eliten aus diesem wundersamen Land ein
Land der (bislang) verlorenen Chancen ge-
macht, an das viele seiner Bürger nicht
mehr glauben.

Passives Zuschauen ist gefährlich
Es ist höchste Zeit, statt des bisherigen pas-
siven und für Bosnien gefährlichen Zu-
schauens rasch die nächste – europäische –
Etappe in Bosnien einzuläuten und sie mit
konkreten und jederzeit messbaren Schrit-
ten offensiv zu gestalten. Dabei sollen die
„Bonn Powers“ des Hohen Repräsentanten
zu kreativen „Smart Powers“ des neuen star-
ken EU-Repräsentanten umgewandelt wer-
den, die helfen sollen, Bosnien schnell vom
Protektorat zu einem Mitglied der EU zu
transformieren.

Dies setzt voraus, dass die EU und die
Ein Land aus de

Die Zukunft Bosnien-Herzegowinas
liegt in der EU, nicht im ewigen
Protektorat.

B osnien-Herzegowina befindet sich
seit einiger Zeit in einer tiefen Krise.
Auf den vor Kurzem zum neuen Ho-

hen Repräsentanten der Internationalen
Gemeinschaft bestellten österreichischen
Diplomaten, Valentin Inzko, wartet wohl
die schwierigste Aufgabe seiner bisherigen
Karriere. Der Wechsel an der Spitze des Bü-
ros des Hohen Repräsentanten (OHR) und
Speziellen Beauftragten der EU (EUSR)
muss zu einer dringend notwendigen Neu-
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USA in der nächsten Zeit akkordiert, ent-
ersetzen Inhalte nicht
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Replik zu „Stunde der Wahrheit,
nicht der Diplomatie“, Gastkom-
mentar, von Karin Kneissl, 17. März.

In ihrem Artikel stellt Frau Kneissl
fest: „Nun meldet sich Borer wieder
mit dem Ruf nach mehr Public Di-

plomacy zurück, um Schadensbegren-
zung zu starten.“ Sie unterstellt mir, die
Lösung in teurer öffentlicher Diploma-
tie zu suchen. Diese Unterstellung weise
ich in aller Form zurück.

Fakt ist, dass ich die Schweizer Regie-
rung und die Bankiervereinigung
schriftlich und mündlich, vertraulich
und öffentlich seit 1999 in regelmäßigen
Abständen – zuletzt Mitte 2008 – vor
den möglichen Bedrohungen des
Schweizer Finanzplatzes gewarnt habe.
Ich habe eine proaktive Strategie gefor-
dert, um den Finanzplatz zukunfts-
trächtig auszugestalten und dessen In-
teressen im Ausland aktiv zu vertreten.

Ich habe vorgeschlagen, zeitgerecht
mit wichtigen Partnern wie den USA
oder Deutschland in Verhandlungen
Problembereiche wie Steuerhinterzie-
hung und Schwarzgeld anzugehen. Ich
habe angeregt, der EU die Erweiterung
der Zinsertragsrichtlinie auf Dividen-
denpapiere und juristische Personen
vorzuschlagen. Und ich habe vorge-
schlagen, zeitgerecht Allianzen zu bil-
den mit befreundeten Staaten, wie na-
mentlich Österreich. Selbstverständlich
gehört zu einer derartigen Strategie
auch die Begleitung mit modernen In-
strumenten der Public Relations und
der Public Affairs oder der Public Diplo-
macy. Aber diese Mittel können den In-
halt nicht ersetzen.

Dr. Thomas Borer-Fielding
8800 Thalwil/Zürich

l e s e r b r i e f e

Inzest nicht gleich Missbrauch
Zum Fall Josef F.
och
VON CHRISTIAN ORTNER

Denn das Eigentümliche dieser Krise ist
das hohe Wohlstandsniveau, auf dem sie
stattfindet. Für den typischen Deutschen
oder Österreicher wird sie im schlimmsten
Fall bedeuten, eben eine Zeit lang weniger
konsumieren zu können; das ist zwar uner-
quicklich, aber erträglich, denn die Ausstat-
tung des Durchschnittshaushaltes mit Gü-
tern aller Art ist durchaus üppig. Brennende
Barrikaden, weil das ohnehin fast neue Auto
eben noch zwei Jahre länger fahren muss;
Aufstände, weil die neue Küche nicht ange-
schafft werden kann, oder gewalttätige De-
mos, weil das iPhone nicht mehr leistbar ist
– das alles ist ja eher nicht zu erwarten.

Vermutlich ist der Überfluss einer der
Gründe dafür, dass das Wachstum nun so
schnell zurückgeht: weil so viele auf so vieles
verzichten können, ohne darunter sonder-
lich zu leiden. Für die Konjunktur ist das
zwar fatal – könnte aber zur Folge haben,
dass uns Junckers Albtraum einer „schweren
sozialen Krise“ weitgehend erspart bleibt.

Christian Ortner ist Journalist in Wien.

christian-ortner@chello.at
www.ortneronline.at

schieden und eben „smart“ vorgehen und
Valentin Inzko den Rücken stärken. Diese
Führungspersönlichkeit verfügt über die
notwendige – dem Kontext angepasste – In-
telligenz und Erfahrung, um gemeinsam mit
bosnischen Bürgern – sowohl Politikern als
auch Akteuren der zivilen Gesellschaft und
Wirtschaft – Bosnien aus dem Tiefschlaf zu
wecken und zur europäischen Normalität
zu führen.


